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Der schweizerische Gesandte in Berlin, A. Roth, 
an den Vorsteher des Departements des Auswärtigen, N. Droz

Em pfangskopie  Berlin, 25. Juni 1889  11.25 h
T Confidentiell (Ankunft: 25. Juni, 12.45 h)

Gestern Abend bei Trauungsfeierlichkeiten im Schloss wurde mir vertraulich von 
verschiedenen Seiten bemerkt, Ihre Erklärung Namens Bundesrathes im Nationalra- 
the1 habe in Auswärtigen Amte günstigen Eindruck gemacht. So äusserte sich z. B. 
auch Österreichischer Botschafter. Über diesseitige Absichten betreffend weiteres 
Vorgehen konnte ich noch nichts zuverlässiges erfahren. Mein Gewährsmann 
meinte, man werde vielleicht mit Rückäusserung auf letzte bundesräthliche Note zu­
warten bis Bundesversammlung Gesetzenwurf betreffend Generalanwalt angenom­
men habe. Im ganzen glaube ich eine etwelche Besserung der Situation constatiren zu 
können.

Heutige Morgennummer der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung enthält länge­
ren geschichtlichen Rückblick über unsere Neutralität und zitiert hiebei2 Preussische 
Note vom 9. Januar 1857, Entwurf der Londoner Conferenz von 1861, Russlands 
Note vom 16. März 1852, Schreiben des Vororts Zürich an Eidgenossen vom 
22. Februar 18343, Erklärungen von Preussen, Österreich, Frankreich vom 
18. Januar 18484. Diese Daten sollen nachweisen, dass das uns gewährte Privilegium 
der Neutralität uns Verpflichtung auferlege, feindliche Bestrebungen gegen Garan­
tiemächte nicht zu dulden. — Schicke Ihnen Artikel mit Mittagsschnellzug.

1. BB1 1889, 3. S. 6 5 2 - 6 5 5 .
2. Die nachfolgend genannten Dokum ente wurden nicht ermittelt.
3. D 1861.
4. Nicht ermittelt.
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Der schweizerische Gesandte in Berlin, A. Roth, 
an das Departement des Auswärtigen in Bern

Em pfangskopie  Berlin, 28. Juni 1889
T (Ankunft: 2 8 .Juni, 16.05 h)

Im heutigen Morgenblatt der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung heisst es, 
einer der wichtigsten Beschwerdepunkte Deutschlands gegen Schweiz liege in der 
offenbaren Parteinahme der schweizerischen Polizeibehörden und -Beamten für die 
fremden Sozialrevolutionäre. Artikel kommt auf Polizeihauptmann Fischer zurück 
und sagt dann wörtlich auch «der schweizerische Bundesrath nimmt keinen Anstand
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sich bei seinen öffentlichen Kundgebungen auf die verdächtigen Ermittlungen des 
sozialdemokratischen Polizeihauptmanns zu stützen und dieselben gegen deutsche 
Regierung zu verwerthen» — Dann wird noch Adjunkt Lang, Bezirksamman Baumer 
und Wullschläger1 exempliert.

Ich hoffe Ihnen über die Situation bäldestens berichten zu können. Bis heute war 
über Absichten des Reichskanzlers betreffend weiteres Vorgehen absolut nichts zu 
erfahren. Mein Gewährsmann hält es fortwährend für sehr dringlich dass wir eine 
Formel finden um Deutschland unverzüglich Details der Maassnahmen puncto 
Fremdenpolizei mitzutheilen. Auch ich beurtheile die Situation in Folge der Artikel 
der Norddeutschen Allgemeinen als wieder ungünstiger.

Cassette erhalten.

1. Es handelt sich um den bekannten Basler Sozialdemokraten Eugen Wullschleger.
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Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . Roth, 
an den Vorsteher des Departements des Auswärtigen, N. Droz

Empfangskopie
T Berlin, 29. Juni 1889, 14.20 h

Mein Gewährsmann vertritt Ansicht, dass trotz Fortsetzung der Polemik in der 
Nford] D[eutschenJ Allgemeinen [Zeitung] Verhandlungen mit uns dennoch all- 
mählig ihrem Schluss entgegen gehen und zwar ohne Bruch herbeizuführen. 
Reichskanzler dürfte in seiner Antwort auf Bundesraths Note1 zwar auf seiner 
Ansicht betreffend Niederlassungsvertrag beharren und Vertragsrevision oder etwas 
Ähnliches beantragen. Schroffe Vertragskündigung werde kaum erfolgen. Dann 
dürfte in dieser Antwort erklärt werden, man werde gewärtigen ob schweizerische 
Massnahmen betreffend Fremdenpolizei sich als genügend erweisen und behalte sich 
einstweilen vor, sich je nach Bedürfniss an der Grenze selbst zu schützen. Diesbezüg­
lich sei einstweilen von eventueller strengerer Visitation der Reisenden und ihres 
Gepäcks und der Waarensendungen die Rede. Diese Massnahmen seien aber noch 
keineswegs fest in Aussicht genommen. Sehr förderlich für Beilegung der Differen­
zen wäre es wenn Bülow schleunigst Mittheilungen über Details der bewussten Mass­
nahmen gemacht würden. Schriftlicher Bericht2 und Aufzeichnungen über seinerzei­
tige Audienz bei Kanzler folgen per Cassette mit Abendpost.

1. Vgl. Nr. 414.
2. Nicht abgedruckt.
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